
Hinweise jedoch zu eng ausgelegt. Mit den unter 
Ziff. 3.11. genannten Hinweisen zur erneuten Klage­
erhebung nach Klageabweisung soll einem leichtferti­
gen Verhalten eines Ehepartners entgegengewirkt und 
sollen Möglichkeiten zur Annäherung und Aussöhnung 
der Parteien geschaffen bzw. bereits vorhandene Mög­
lichkeiten ausgeschöpft werden. Inwieweit notwen­
dige Bemühungen erfolgreich sind, wird in der Regel 
erst nach Ablauf eines Jahres beurteilt werden können. 
Im konkreten Fall können aber auch Umstände vor­
liegen, die eine solche Beurteilung schon vorher mög­
lich machen./*/ Solche Umstände sind im vorliegenden 
Verfahren zu bejahen, und zwar nicht nur wegen der 
veränderten tatsächlichen ehelichen Verhältnisse, son­
dern auch wegen der veränderten Auffassung der Ver­
klagten zum Gesamtverhalten des Klägers und insbe­
sondere wegen der Entwicklung des Verhältnisses der 
Parteien zueinander. Diese Faktoren waren daher als 
neue wesentliche Umstände, die als ernstliche Gründe 
i. S. des § 24 FGB einzuschätzen sind, zu beurteilen. Die 
Ehe war demnach zu scheiden.

/*/ Vgl. dazu auch OG, Urteil vom 16. November 1971 — 1 ZzF 
19/71 - (NJ 1972 S. 338).

§ 76 Abs. 1 und 2  FGB.
1. Die Fristen des § 76 FGB sind Schutzfristen für das 
an Kindes Statt angenommene Kind, innerhalb deren 
von den Annehmenden eine Klärung des Eltern-Kind- 
Verhältnisses im Interesse der weiteren Entwicklung 
des Kindes herbeigeführt werden muß.
2. Ob ein Aufhebungsgrund nach § 76 Abs. 1 Buchst, a 
FGB (Eintritt einer schweren unheilbaren Krankheit 
des Kindes innerhalb von fünf Jahren seit der An­
nahme an Kindes Statt) vorliegt, kann nur durch ein 
medizinisches Gutachten geklärt werden. Die Einholung 
eines solchen Gutachtens ist auch noch nach Ablauf der 
Fünf-Jahresfrist möglich, wenn bereits innerhalb die­
ser Frist die zur Feststellung der unheilbaren Krank­
heit des Kindes erforderlichen ärztlichen Maßnahmen 
eingeleitet w’orden sind.
3. Die Jahresfrist des § 76 Abs. 2 FGB wird erst mit 
der Kenntnis der den Annehmenden zur Klage berech­
tigenden Tatsachen in Lauf gesetzt.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 9. Oktober 1972 
- 109 BFB 127/72.

Das Stadtbezirksgericht hat die Klage auf Aufhebung 
der Annahme an Kindes Statt abgewiesen. Zur Be­
gründung seiner Entscheidung hat es aus.geführt: Die 
Kläger hätten die Jahresfrist des § 76 Abs. 2 FGB zur 
Klageerhebung nicht gewahrt. Nach Einschulung des 
Kindes seien bei ihm besondere Verhaltensstörungen 
sichtbar geworden. Da die Adoption des verklagten 
Kindes, am 8. Januar 1965 erfolgt sei, die Kläger sich 
aber erst im Juli 1970 Kenntnis von der unheilbaren 
Krankheit des Kindes verschafft hätten, sei die Klage 
wegen Fristablaufs abzuweisen, weil die Jahresfrist 
des § 76 Abs. 2 FGB für die Erhebung der Klage in 
dem in § 76 Abs. 1 Buchst, a FGB genannten Zeitraum 
von fünf Jahren seit der Annahme an Kindes Statt 
enthalten sei.
Gegen dieses Urteil haben die Kläger Berufung ein­
gelegt, die Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Stadtbezirksgericht ist zu einer fehlerhaften Aus­
legung der in § 76 FGB geregelten Fristen zur Aufhe­
bung der Annahme an Kindes Statt gekommen. Nach 
§ 76 Abs. 1 Buchst, a FGB kann die Annahme an Kin­
des Statt auf Klage der Annehmenden aufgehoben wer­
den, wenn sich innerhalb von fünf Jahren seit der

Annahme an Kindes Statt herausstellt, daß das Kind 
an einer schweren unheilbaren Krankheit leidet, die 
das Entstehen oder den Bestand eines echten Eltern- 
Kind-Verhältnisses unmöglich macht.
Zunächst war zu prüfen, ob sich innerhalb von fünf 
Jahren nach erfolgter Annahme an Kindes Statt eine 
schwere unheilbare Krankheit des Kindes herausstellte 
und damit die in § 76 Abs. 1 Buchst, a FGB gesetzte 
Schutzfrist eingehalten worden ist.
Hierzu wurde festgestellt: Die Annahme an Kindes 
Statt erfolgte am 8. Januar 1965. Bis zur Einschulung 
des Kindes traten keine größeren Erziehungsschwierig­
keiten auf. Verhaltensstörungen des Verklagten wurden 
erst mit seiner weiteren schulischen Entwicklung offen­
sichtlicher. Die massiven Verhaltensstörungen, die sich 
besonders in Affekthandlungen abzeichneten, konnten 
durch erzieherische Einflüsse der Kläger und der Schule 
nicht überwunden werden. Die Kläger sahen sich des­
halb veranlaßt, im November 1969 einen Kinderfaeh- 
arzt zu konsultieren. Das komplizierte Krankheitsbild 
des Kindes machte umfangreiche Untersuchungen not­
wendig, wozu der konsultierte Arzt die psychologische 
Beratungsstelle des Stadtbezirks einschaltete. Die dort 
am 8. Dezember 1969 vorgenommene Untersuchung des 
Verklagten deutete auf einen möglichen Hirnschaden 
hin, der durch die spätere Begutachtung nachgewiesen 
wurde. Damit sind die Voraussetzungen des § 76 Abs. 1 
Buchst, a FGB erfüllt. Es stellte sich innerhalb von 
fünf Jahren seit der Adoption des Kindes heraus, daß 
es an einer schweren unheilbaren Krankheit (frühe 
Hirnschädigungen mit ernsthaften Folgen, wie mangel­
hafte Affektsteuerung, Konzentrations- und Antriebs­
störungen, reaktive Hypermobilität) leidet, die den Be­
stand eines echten Eltern-Kind-Verhältnisses unmög­
lich macht.
Die in dieser Bestimmung festgelegte Frist ist entgegen 
der Auffassung des Stadtbezirksgerichts gewahrt, weil 
bei dem Kind schon 1969 die erst 1970 eindeutig dia­
gnostizierten Krankheitserscheinungen Vorlagen und 
die Kläger bereits im Jahre 1969 ärztliche Maßnahmen 
zur Feststellung und Behandlung der Erkrankung ein­
leiten ließen. Die ärztlichen Feststellungen sind später 
lediglich erhärtet worden, was sich auch aus den medi­
zinischen Gutachten ergibt. Es haben damit bereits 1969 
objektiv die Voraussetzungen zur Aufhebung der An­
nahme an Kindes Statt bestanden.
Die Frist des § 76 Abs. 1 Buchst, a FGB und die in 
Abs. 2 dieser Bestimmung festgelegte Klagefrist von 
einem Jahr nach Bekanntwerden von Tatsachen, die 
eine Aufhebung der Annahme an Kindes Statt recht- 
fertigen, sind beide Schutzfristen für das adoptierte 
Kind. Sie unterscheiden sich darin, daß die erstere das 
Eintreten von Voraussetzungen der Aufhebung der An­
nahme an Kindes Statt zeitlich begrenzt und die letz­
tere von der Kenntnis zur Klage berechtigender Tat­
sachen ausgeht. Damit wird willkürlichem Verhalten 
von Adoptiveltern vorgebeugt. Im vorliegenden Fall 
haben die Kläger, nachdem sie im November 1969 erste 
Hinweise auf eine ernstliche Erkrankung des Verklag­
ten erhalten haben, nach weiteren Maßnahmen und 
schließlich einem für das Eltern-Kind-Verhältnis nega­
tiven Ergebnis im Oktober 1970 die Klage auf Aufhe­
bung der Annahme an Kindes Statt erhoben. Damit ist 
auch die nach § 76 FGB gesetzte Frist gewahrt wor­
den.
Im Ergebnis des in erster Instanz beigezogenen Gut­
achtens und des im Berufungsverfahren eingeholten 
Ergänzungsgutachtens wurde eindeutig festgestellt, daß 
die frühkindliche Hirnschädigung des Kindes eine 
schwere unheilbare Krankheit darstellt, die den Be­
stand eines Eltern-Kind-Verhältnisses nicht garantiert.
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